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1183. Integration Netzbeschluss in den Nationalstrassen- 
und Agglomerationsverkehrsfonds (NAF); 
Schreiben an die Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz

Derzeit berät der Ständerat die Botschaft des Bundesrates vom 18. Feb -
ruar 2015 zur Schaffung eines Nationalstrassen- und Agglomerations-
verkehrs-Fonds (NAF), zur Schliessung der Finanzierungslücke und für
ein Strategisches Entwicklungsprogramm Nationalstrassen (STEP). Zur
Diskussion steht, ob die Anpassung des Bundesbeschlusses über das Na-
tionalstrassennetz (NEB) in die NAF-Vorlage integriert werden soll. Die
am 20. September 2012 von den eidgenössischen Räten beschlossene
NEB-Vorlage konnte nicht in Kraft gesetzt werden, weil die Schweizer
Stimmberechtigten die zu ihrer Finanzierung notwendige Erhöhung der
Nationalstrassenabgabe (Autobahnvignette) auf Fr. 100 am 24. Novem-
ber 2013 ablehnten. Verschiedene Kantone sowie die Bau-, Planungs- und
Umweltdirektorenkonferenz (BPUK) hatten in ihren Stellungnahmen
zur NAF-Vorlage die Integration von NEB in die NAF-Vorlage verlangt,
so auch der Regierungsrat (Vernehmlassung; RRB Nr. 677/2014).

Nachdem die vorberatende Kommission des Ständerates, die Kommis-
sion für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-S), die Integration im Som-
mer 2015 noch abgelehnt hatte, entschied der Ständerat am 17. September
2015, die Anpassung des Netzbeschlusses in die NAF-Vorlage zu integrie-
ren, und wies das Geschäft zur weiteren Bearbeitung an die KVF-S zu-
rück. Mit Schreiben vom 15. Oktober 2015 lud die KVF-S die BPUK ein,
sich zu Finanzierungsvorschlägen für eine solche Integration zu äussern.
Die Kommission erachtet eine Mitfinanzierung der Mehrkosten durch die
Kantone im Umfang von jährlich 60 Mio. Franken als angemessen und
ersucht die Kantone um Stellungnahme, ob sie zu einer solchen Mitfinan-
zierung bereit sind.

Mit Schreiben vom 23. November 2015 lädt nun die BPUK ihre Mit-
glieder ein, verbindliche Stellungnahmen der Gesamtregierungen zur In-
tegration des NEB in den NAF zu erwirken. Aufgrund dieser Stellung-
nahme wird die BPUK die Haltung der Kantone gegenüber der KVF-S
vertreten. Zur Vorbereitung hat sie unter den Mitgliedern eine unver-
bindliche Umfrage zu den Haltungen durchgeführt, die von einem Aus-
schuss ausgewertet wurde. Aufgrund der Ergebnisse der Vorabklärung legt
sie nun konkrete Kernaussagen für eine Stellungnahme der BPUK an die
KVF-S vor. Der Ausschuss der BPUK beurteilt den NAF ohne Integra-
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tion des NEB als unausgewogen und ist der Ansicht, dass die Kantone
die Integration des Netzbeschlusses unterstützen und die Forderung der
KVF-S nach einer Mitfinanzierung durch die Kantone akzeptieren sollten.

Für eine Kostenbeteiligung der Kantone im Umfang von 60 Mio. Fran-
ken pro Jahr hat das ASTRA zuhanden der BPUK mit Bericht vom 
29. Oktober 2015 verschiedene Varianten ermittelt und beurteilt. Die Kom-
pensation soll durch eine Kürzung bei den Beiträgen des Bundes für
Hauptstrassen und bei den nicht werkgebundenen Beiträgen erfolgen und
somit über die Spezialfinanzierung Strassenverkehr (SFSV) erfolgen. Die-
ses Kompensationsmodell stand bereits 2010 zur Diskussion. Damals
schlug der Bund allerdings vor, dass die Kantone den gesamten durch
Betrieb und Unterhalt der neuen Nationalstrassenabschnitte anfallen-
den Aufwand von jährlich 105 Mio. Franken finanzieren sollen. Der Re-
gierungsrat erklärte sich damit einverstanden, wies indessen daraufhin,
dass eine kantonale Mitfinanzierung der Bundesaufgaben im Bereich der
Nationalstrassen den Grundsätzen der Neugestaltung des Finanzaus-
gleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen wider-
spreche (RRB Nr. 1568/2010). Nach Auswertung der Vernehmlassung
schlug der Bund eine Mitfinanzierung durch die Kantone von 30 Mio.
Franken pro Jahr sowie für den Mehrbetrag die genannte, schliesslich ver-
worfene Erhöhung der Autobahnvignette vor.

Wie schon 2010 stehen zwei Varianten für eine Kompensation bei den
Bundesbeiträgen im Vordergrund:

Modell 2
Beim Modell 2 «Automatische Kompensation und Verrechnung bei

den nicht werkgebundenen Beiträgen» erfolgt die Kompensation in
zwei Schritten. In einem ersten Schritt werden bei den Globalbeiträgen
an Hauptstrassen und den Beiträgen an Hauptstrassen in Berggebieten
und Randregionen die Bundesbeiträge an die abtretenden Kantone im
Umfang der abgetretenen Hauptstrassenlängen gekürzt und dem Bund
«gutgeschrieben». Die verbleibenden Bundesbeiträge werden auf der
Grundlage der verkürzten Hauptstrassenlängen auf die Kantone aufge-
teilt. Dank dieses «Vorabzugs» bleiben die Bundesbeiträge je Kilometer
bzw. je gewichteten Kilometer Hauptstrasse gleich hoch wie vor der An-
passung des Netzbeschlusses. Der restliche Kompensationsbedarf wird
den abtretenden Kantonen – soweit möglich – in einem zweiten Schritt
bei den nicht werkgebundenen Beiträgen in Abzug gebracht.

Modell 3
Beim Modell 3 «Ausschliessliche Verrechnung bei den nicht werkge-

bundenen Beiträgen» wird der gesamte Kompensationsbedarf des Bun-
des den abtretenden Kantonen – soweit möglich – bei den nicht werk-
gebundenen Beiträgen in Abzug gebracht. Im Gegensatz zum Modell 2
erfolgt bei den Globalbeiträgen an Hauptstrassen und den Beiträgen an
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Hauptstrassen in Berggebieten und Randregionen keine Kompensation.
Die ungekürzten Bundesbeiträge dieser beiden Kredite werden auf der
Grundlage der neuen Hauptstrassenlängen auf die Kantone verteilt. Weil
das Hauptstrassennetz durch die Anpassung des Netzbeschlusses insge-
samt kürzer wird, entfallen aus diesen beiden Krediten höhere Bundes-
beiträge auf den (gewichteten) Kilometer Hauptstrasse. Daraus ergeben
sich systembedingte Umverteilungen unter den Kantonen, von denen auch
die Kantone betroffen sind, die keine Strassen an den Bund abtreten.

Der bei beiden Modellen identische Kompensationsbeitrag des Kan-
tons Zürich berechnet sich wie folgt (Referenzjahr 2014):

Kompensationsbetrag Kompensationsbetrag
105 Mio. Franken 60 Mio. Franken

Kompensationsbeitrag Kanton Zürich 11,35 Mio. Franken 6,49 Mio. Franken

Im Gegenzug übernimmt der Bund mit NEB die K53 (Oberlandauto-
bahn Brüttisellen–Wetzikon–Rüti und Rüti–Verzweigung Reichenburg)
sowie die Hirzelverbindung (Baar–Wädenswil) ins Nationalstrassennetz
und den damit verbundenen Aufwand für Betrieb und Unterhalt dieser
Strecken im jährlichen Umfang von rund 11 Mio. Franken. Die Aufnahme
der genannten Strassenabschnitte ins Nationalstrassennetz bildet die
Grundlage für den Ausbau dieser Abschnitte durch den Bund. Insbeson-
dere bei der Oberlandautobahn bzw. dem Lückenschluss zwischen Uster
Ost und dem Kreisel Betzholz ist von einem grossen volkswirtschaftlichen
Nutzen für den Kanton Zürich auszugehen.

Die Kantone sind ferner eingeladen, sich zur Finanzierung des Rest-
betrags (Mehraufwand Bund für Betrieb, Unterhalt und Ausbau der neuen
Nationalstrassen von insgesamt 305 Mio. Franken pro Jahr abzüglich der
Mitfinanzierung durch die Kantone von 60 Mio. Franken) zu äussern.
Neben der Erhöhung des Vignettenpreises (zusammen mit der Einfüh-
rung einer E-Vignette) steht eine Verschiebung des Mineralölsteuertei-
lers zur Diskussion. Die Einnahmen aus der Mineralölsteuer fliessen
heute zu 50% in die allgemeine Bundeskasse. Zu 50% sind sie zweckge-
bunden für die Aufgaben des Bundes im Zusammenhang mit dem Stras-
sen- und dem Luftverkehr. Die Einnahmen des Bundes aus der Mineral-
ölsteuer betrugen 2014 insgesamt knapp 3 Mrd. Franken. Die KVF-S hat
sich bereits im Sommer 2015 dafür ausgesprochen, neu 55% der Einnah-
men für die Verkehrsaufgaben des Bundes zu verwenden, dies allerdings
unabhängig von der Integration des NEB in den NAF. Diese Diskussion
findet im Kontext mit der Volksinitiative «Für eine faire Verkehrsfinan-
zierung» (Milchkuh-Initiative) statt, die eine hundertprozentige bzw. voll-
umfängliche Zweckbindung dieser Einnahmen für den Verkehr verlangt.
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Die KVF-S möchte das Geschäft an der ersten Sitzung der neuen Le-
gislatur wieder aufnehmen und hat die BPUK darum in ihrem Schrei-
ben vom 15. Oktober 2015 um eine mit den Kantonsregierungen abge-
stimmte Rückmeldung bis am 15. Dezember 2015 ersucht. Nachdem die
BPUK bei der KVF-S eine Fristerstreckung erwirkte, ersucht sie nun die
Kantonsregierungen um Stellungnahme bis am 17. Dezember 2015.

Grundlage der Konsultation unter den Kantonsregierungen sind die ge-
nannten Schreiben, ein Bericht des Bundesamts für Strassen (ASTRA)
zu Modellrechnungen sowie ein Fragebogen, der Kernaussagen für die
Stellungnahme der BPUK an die KVF-S enthält.

Auf Antrag der Volkswirtschaftsdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an die Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz
BPUK, Haus der Kantone, Speichergasse 6, 3000 Bern 7:

Mit Schreiben vom 23. November 2015 des Präsidenten der Bau-, Pla-
nungs- und Umweltdirektorenkonferenz (BPUK) an die Mitglieder wur-
den die Kantonsregierungen eingeladen, zu Kernaussagen für ein Schrei-
ben der BPUK an die Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des
Ständerates (KVF-S) betreffend Integration des Netzbeschlusses in die
Vorlage zur Schaffung eines Nationalstrassen- und Agglomerationsver-
kehrsfonds Stellung zu nehmen.

Wir nehmen zu den vom Ausschuss der BPUK vorgeschlagenen Kern-
aussagen wie folgt Stellung:

Kernaussage 1: Die Kantone unterstützen die Schaffung eines Fonds
für Nationalstrassen und Agglomerationsverkehr.

Wir unterstützen die Schaffung eines Fonds für Nationalstrassen und
den Agglomerationsverkehr.

Kernaussage 2: Die Inkraftsetzung des NEB ist wichtig für ein kohären-
tes, regional ausgewogenes Nationalstrassennetz. Ohne NEB ist der NAF
eine reine Nationalstrassen- und Agglomerationsvorlage und bringt für
die Berggebiete und Randregionen erhebliche Nachteile. Mit dem NEB
wird das Gleichgewicht der Vorlage verbessert.

Die Anpassung des Netzbeschlusses NEB beruht auf dem Sachplan
Verkehr des Bundes. Das darin vorgesehene Nationalstrassennetz ist
regional ausgewogen und entspricht funktionalen Kriterien. Inwiefern die
NAF-Vorlage ohne die Integration von NEB für die Berggebiete und
Randregionen erhebliche Nachteile gegenüber dem heutigen Zustand
bringen soll, ist indessen nicht erkennbar. Dieses Argument ist in der
Stellungnahme gegenüber der KVF-S zu präzisieren.
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Kernaussage 3: Wenn der NEB in den NAF integriert wird, sind die Kan-
tone bereit, einen Beitrag von total 60 Mio. Franken zu leisten.

Wir haben schon früher der Mitfinanzierung des Netzbeschlusses durch
die Kantone aus übergeordneten verkehrspolitischen Interessen zuge-
stimmt. Wir stimmen der Mitfinanzierung im Umfang von 60 Mio. Fran-
ken aus denselben Überlegungen zu, weisen allerdings erneut darauf hin,
dass eine Mitfinanzierung durch die Kantone nach unserem Dafürhal-
ten im Widerspruch zur Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen
im Bereich der Nationalstrassen steht. Mit der Kompensationsforderung
des Bundes wird ein Grundsatz des Nationalen Finanzausgleichs (NFA),
namentlich das Äquivalenzprinzip, unterlaufen. Für die Netzerweiterung
der Nationalstrassen und deren Finanzierung ist grundsätzlich allein
der Bund zuständig. In der Botschaft zum NFA (01.074, S. 2423) wurde
denn auch festgehalten, dass der Ausbau und die Erweiterung des Net-
zes vollständig zulasten des Bundes zu erfolgen haben. Die BPUK sollte
aus diesem Grund in ihrer Stellungnahme an die KVF-S das Entgegen-
kommen des Bundes bei anderen Vorlage (Stabilisierungsprogramm
2017–2019, NFA, Unternehmenssteuerreform III) einfordern.

Kernaussage 4: Der Beitrag erfolgt einnahmeseitig mit einer Kürzung
der Mittel in der SFSVneu gemäss Modellrechnung 2.

Bereits in unserer Stellungnahme zu den Kompensationsmodellen
vom 3. November 2010 haben wir das Modell 2 gegenüber dem Modell 3
bevorzugt, weil es richtigerweise alle Beitragskategorien umfasst.

In der genannten Stellungnahme regten wir zudem ein Modell an, bei
dem keine Kantone aus rein rechnerischen Gründen finanziellen Nutzen
ziehen, ohne dass sie von einer Anpassung des Netzbeschlusses und des
Ergänzungsnetzes betroffen sind. An dieser Einschätzung halten wir im
Grundsatz fest. Gemäss Aussage der BPUK erfordert ein solches Mo-
dell in der Praxis aber einen gesondert geführten Ausgleichsfonds und
damit verbunden Anpassungen der Gesetzesgrundlagen. Das Modell
«neutral» wurde deshalb vom Vorstand der BPUK als nicht realistisch
beurteilt. Wir bedauern diesen Befund, der aufgrund der vorliegenden
Unterlagen nicht nachvollzogen werden kann. Wir gehen davon aus, dass
die Kompensation – unabhängig vom gewählten Modell – in einem Bun-
desbeschluss festzulegen sein wird. In welchem Bundesbeschluss und
mit welchem Wortlaut die Kompensation geregelt werden soll, ist indessen
noch gänzlich offen. Insofern besteht noch regulatorischer Spielraum,
der bestmöglich zu nutzen ist. Wir ersuchen daher die BPUK, gegenüber
der KVF-S die Haltung zu vertreten, dass im Rahmen der weiteren Be-
schlussfassung zur Kompensation nach Möglichkeit ein Modell zu wäh-
len ist, bei dem keine Nutzniesser entstehen. Dies wäre sachlich richtig
und würde die Akzeptanz der kantonalen Mitfinanzierung erhöhen.
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Kernaussage 5: Wenn die SFSVneu unterdotiert ist, muss der Ausgleichs-
mechanismus aus der Automobilimportsteuer zum Zuge kommen. Die
heutige Kann-Formulierung ist durch eine Muss-Formulierung zu ersetzen.
So ist sichergestellt, dass der Bund seine finanzielle Verantwortung in der
Verbundaufgabe «Kantonsstrassen» weiterhin wahrnimmt.

Wir gehen davon aus, dass hier von Art. 86 Abs. 5 der Bundesverfas-
sung (Entwurf gemäss Botschaft vom 18. Februar 2015, Entwurf Bun-
desbeschluss über die Schaffung eines Fonds für die Nationalstrassen und
den Agglomerationsverkehr; NAF-Vorlage) die Rede ist. Gemäss dieser
Bestimmung können Erträge aus der Verbrauchssteuer nach Art. 131
Abs. 1 Bst. d E-BV statt dem Fonds zugewiesen der Spezialfinanzierung
(SFSV) gutgeschrieben werden, wenn der Bedarf in der Spezialfinanzie-
rung ausgewiesen ist.

Wir erachten es als falsch, einen zwingenden Ausgleich vom NAF in
die SFSV vorzusehen. Gut ausgebaute und funktionsfähige Nationalstras-
sen sowie Verkehrsinfrastrukturen in den Agglomerationen sind wesent-
liche Grundlagen unserer Wirtschaft. Die Kann-Vorschrift trägt dieser
Bedeutung Rechnung und belässt dem Bund den nötigen Handlungs-
spielraum, um auf künftige Entwicklungen bei der Mittelbeschaffung und
-verwendung reagieren zu können. Auf diese Kernaussage ist zu ver-
zichten.

Kernaussage 6: Der Vorschlag der KVF-S, die Beiträge an die Agglo-
merationsprogramme auf 9–12% festzusetzen, soll umgesetzt werden.

Die KVF-S hat in ihrem ersten Entscheid beantragt, für die Zuteilung
von Fondsmitteln für Infrastrukturen des Agglomerationsverkehrs eine
durchschnittliche Bandbreite von 9–12% festzulegen. Damit sollen Kon-
tinuität und Planungssicherheit für die Agglomerationen geschaffen wer-
den, während gleichzeitig eine gewisse Flexibilität beibehalten werden
kann. Wir können die Überlegungen der KVF-S nachvollziehen und stim-
men diesem Vorschlag zu.

Vorbemerkung zur Restfinanzierung

Die Frage, wie die Restfinanzierung zu gewährleisten ist, hängt einer-
seits vom tatsächlichen Mittelbedarf des Bundes für den Ausbau des
Nationalstrassennetzes gemäss NEB ab. Die Ausbauvorhaben sind zu
priorisieren und zeitlich zu staffeln. Eine Staffelung ergibt sich ohnehin
durch den üblichen Lauf solcher Planungsverfahren. Wenn sich der Mehr-
aufwand des Bundes dadurch gegenüber der ursprünglichen Schätzung
von 305 Mio. Franken pro Jahr vermindern sollte, ist dies bei der Berech-
nung des Mittelbedarfs des Fonds zu berücksichtigen. Allenfalls ist hier-
für eine realistische Einschätzung des ASTRA über den Mittelbedarf ein-
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zuholen. Zudem ist die Lösung in Abhängigkeit von anderen Veränderun-
gen bei der Finanzierung des Fonds zu bestimmen. Die KVF-S sprach
sich im Sommer 2015 etwa für eine Erhöhung des Mineralölsteuerzu-
schlags um 4 Rappen pro Liter aus, statt der vom Bundesrat vorgesehenen
6 Rappen. Eine abschliessende Beurteilung über die Restfinanzierung des
NEB-Aufwands ist daher hier nicht möglich.

Kernaussage 7: Die Kantone raten zum heutigen Zeitpunkt von einer
Verknüpfung des NAF mit einer Preiserhöhung der Vignette ab. Dieses Vor-
gehen wird als politisch nicht durchsetzbar erachtet und würde der Milch-
kuh-Initiative Vorschub leisten. Hingegen können sich die Kantone die
Preisanpassung der Vignette zusammen mit der Einführung der E-Vignette
vorstellen, zumal der heutige Vignettenpreis unter Berücksichtigung der
Teuerung und der stark verbesserten Leistung klar zu tief ist.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass eine Mehrheit der BPUK-Mitglieder
im Rahmen der Vorabklärung eine erneute Verbindung des Netzbe-
schlusses mit dem Vignettenpreis als nicht opportun erachtet. Eine Er-
höhung des Vignettenpreises erachten wir indes grundsätzlich weiterhin
als gerechtfertigt. Bei Bedarf kann und soll sie im Zusammenhang mit
der Einführung einer E-Vignette geprüft werden.

Kernaussage 8: Die Kantone können einer Verschiebung des Mineral-
ölsteuerteilers bis maximal 60%–40% zustimmen, wenn die Realisierung
des NEB dadurch ermöglicht wird. Die Kantone erwarten bei einer sol-
chen Lösung, dass sich die staatstragenden Verbände von der Milchkuh-
Initiative distanzieren.

Wir stimmen einer Verschiebung des Mineralölsteuerteilers im Grund-
satz zu. Die Verschiebung ist so gering als möglich und nur entsprechend
dem effektiven Mehraufwand des Bundes durch NEB zu bemessen. Das
Ziel, eine Ablehnung der Milchkuh-Initiative durch bedeutende Ver-
bände zu erreichen, steht nicht im Vordergrund, weshalb Satz 2 dieser
Kernaussage wegzulassen ist.

Kernaussage 9: Die Ausbauten sind zu staffeln. Die vorhandenen Mit-
tel bestimmen den Umfang der Ausbauschritte. Es ist deshalb nicht erfor-
derlich, von Anfang an 305 Mio. Franken für Betrieb, Unterhalt und Aus-
bauten einzusetzen.

Wir gehen davon aus, dass der Ausbau ohnehin gestaffelt erfolgt. Wir
erwarten diesbezüglich eine realistische Einschätzung des Mittelbedarfs
durch den Bund.
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Kernaussage 10: Bundesrat und Parlament müssen bei der Festlegung
der STEP-Programme die nationale Kohärenz beachten. Baureife Pro-
jekte sind prioritär zu behandeln.

Nationale Kohärenz ergibt sich nicht allein durch einen regional gleich-
mässig verteilten Ausbau der Nationalstrassen. Letztlich sind die verfüg-
baren Mittel in erster Priorität dort einzusetzen, wo damit der grösste
volkswirtschaftliche Nutzen erzielt werden kann. Davon profitieren wie-
derum alle Regionen der Schweiz.

Kernaussage 11: Da die Kosten für Betrieb und Unterhalt der NEB-
Strecken von Bund und Kantonen unterschiedlich beurteilt werden, soll
ein entsprechendes Reporting erstellt werden. Dies dient der Transparenz
und stellt sicher, dass die Mittel effizient eingesetzt werden.

Wir stimmen dieser Position zu.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Regierungsrates, die Finanzdirek-
tion, die Baudirektion und die Volkswirtschaftsdirektion.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


